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Stellung im institutionellen Gefüge

Mit der Einrichtung des Wirtschafts- und Sozialausschusses (WSA) der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und Europäischen Atomgemeinschaft
(Euratom) wurde die „institutionalisierte Interessenvertretung", die es in einer
dem WSA vergleichbaren Form in mehreren Mitgliedsländern bereits gab, auch
im Institutionengefüge der Gemeinschaft verankert1. Als „beratendes Hilfsor-
gan von Rat und Kommission"2, dessen Hauptaufgabe darin besteht, rechtlich
unverbindliche Stellungnahmen zu Richtlinien- und Verordnungsentwürfen ab-
zugeben, die ihm von der Kommission oder dem Rat vorgelegt werden, ist er am
Prozeß der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung in der EG be-
teiligt.

Die vom Rat ,ad personam' ernannten Mitglieder repräsentieren die verschie-
denen Kreise des wirtschaftlichen und sozialen Lebens der Mitgliedsländer. Sie
haben sich sehr schnell zu den drei,Gruppen' der , Arbeitgeber' (I), Arbeitneh-
mer' (II) und sonstigen Interessen' (III) zusammengeschlossen, in denen in der
Regel nicht mehr die Staatszugehörigkeit, sondern eine „supranationale interes-
senorientierte Solidarität" das Abstimmungsverhalten bestimmt3.

Im Vergleich zu den nationalen Wirtschafts- und Sozialräten waren der Hand-
lungsspielraum und die Einflußmöglichkeiten des WSA von Anfang an durch ei-
ne Reihe von Restriktionen eingeschränkt4. Bei seinem Bestreben, diese soweit
wie möglich abzubauen und die Stellung der „Konsultative"5 im institutionellen
Gefüge der Gemeinschaft zu stärken, konnte mit der Zuerkennung des Selbstbe-
fassungs- bzw. Initiativrechts 1972 und seiner Einführung 1974 ein beachtlicher
Erfolg erzielt werden6. Die Verschiebung des institutionellen Gleichgewichts
zum Rat wirkte sich jedoch ungünstig auf die realen Einflußmöglichkeiten des
WSA aus, und er mußte infolge der immer stärkeren Aufsplitterung der beraten-
den Tätigkeit in der Gemeinschaft eine „Funktionsverschiebung"7 hinnehmen:
Entgegen der erhofften Konzentrierung und Kanalisierung des Verbandseinflus-
ses im WSA entstand eine Fülle beratender, z.T. paritätisch besetzter Ausschüs-
se, welche zum WSA in einem teils komplementären, teils kompetitiven Ver-
hältnis stehen8.

Er ist dementsprechend nicht die einzige „Dialog- und Konzertierungsin-
stanz"9, aber aufgrund seiner allgemeinen Zuständigkeit und als ,Stätte der Be-
gegnung' für die Vertreter der verschiedenen, nicht nur auf die Sozialpartner be-
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schränkten Interessen, nimmt der WSA unter den „Gemeinschaftsforen für so-
zio-ökonomische Konsultation"10 eine exponierte Stellung ein.

Durch das Fehlen eines administrativen „Unterbaus" der EG-Institutionen11,
die Möglichkeit für Kommission und Rat, nicht nur die verschiedenen Auffas-
sungen der nationalen und Euroverbände, sondern auch den „Grad des gegen-
seitigen Nachgebens"12 und die „Kompromißmöglichkeiten"13 zwischen den ver-
schiedenen Standpunkten kennenzulernen und den Beitrag des WSA zum „bes-
seren Verständnis der EG-Vorhaben" bei den betroffenen wirtschaftlichen und
sozialen Kreisen14, ist die Arbeit des Ausschusses von nicht unerheblichem
Wert. Es gibt auch eine ganze Reihe von Beispielen dafür, daß Anregungen von
ihm aufgegriffen wurden; sehr oft werden sie jedoch von Rat und Kommission
„unterbewertet und einfach übersehen"15. Gerade in jüngster Zeit wurde aller-
dings des öfteren die wichtige Rolle des WSA hervorgehoben und die Notwen-
digkeit betont, seine Wirksamkeit zu erhöhen16.

Die Aktivitäten des WSA im Jahre 1980

Die Tätigkeit des Ausschusses im Jahre 1980, die vor dem Hintergrund der allge-
meinen Gemeinschaftsentwicklung und der längerfristigen Zielsetzung des
WSA - Stärkung seiner institutionellen Stellung — gesehen und bewertet wer-
den muß, war gekennzeichnet durch den Präsidentschaftswechsel, die Reform
der Geschäftsordnung, zwei vom WSA durchgeführte „Sonderveranstaltungen"
(Erweiterungskonferenz, Bauwirtschaft-Kolloquium), bei denen er gezielt und
wirkungsvoll von seinem Initiativrecht Gebrauch machte und schließlich eine be-
merkenswerte Intensivierung der interinstitutionellen Kontakte17.

Während der 182. Plenarsitzung Ende Oktober erfolgte die Neuwahl des Aus-
schußpräsidenten und -präsidiums. Der Ire Thomas Roseingrave wurde turnus-
gemäß als Repräsentant der Gruppe III zum neuen Präsidenten und Nachfolger
des Italieners Raffaele Vanni (Gruppe II) gewählt, nachdem der „offizielle Kan-
didat der Gruppe III in mehreren Abstimmungen keine Mehrheit" gefunden
hatte1».

Wie Vanni in seiner letzten Rede als Ausschußpräsident betonte, war die Ge-
meinschaftsentwicklung infolge der Weltwirtschaftskrise durch die Überbeto-
nung nationaler Interessen, eine insgesamt unbefriedigende Funktionserfüllung
ler EG-Kommission und das „Ausbleiben gemeinschaftlicher Lösungsvorschlä-
ge" für die großen sozialen und wirtschaftlichen Probleme gekennzeichnet.
\uch dem WSA ist es, so der selbstkritische Befund, nicht in ausreichendem Ma-
i3e gelungen, als „wirksames Instrument für den Aufbau Europas" in Erschei-
nung zu treten19.

Die große Sorge des WSA über die Entwicklung der EG manifestierte sich in
einem Appell an die Gemeinschaftsorgane, in dem diese zu verstärkten Anstren-
gungen aufgefordert wurden, der EG ihre ursprüngliche Dynamik zurückzuge-
ben, um die Lösung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme mit mehr Aus-
sicht auf Erfolg in Angriff nehmen zu können20.
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Die jahrelangen Bemühungen des WSA um eine Reform der Geschäftsord-
nung, mit dem Ziel einer Verbesserung der internen Arbeitsweise durch erhöhte
Effizienz und Transparenz, fanden 1980 mit zwei wichtigen, vom Ausschuß fast
einstimmig beschlossenen und vom Rat formell genehmigten Neuerungen und
der Verabschiedung eines neuen Organisationsplans des Generalsekretariats ei-
nen vorläufigen Abschluß21.

In der Frage der Stellvertreter wurde ein Kompromiß erzielt, der ihre Teilnah-
me — bei gleichen Aufgaben und unter der Voraussetzung gleicher Nationalität
und Gruppenzugehörigkeit wie die jeweils zu vertretenden WSA-Mitglieder —
auf die Arbeiten in den Studiengruppen beschränkt22. Dies ist sicherlich ein
wichtiger Schritt zur Verringerung der individuellen Arbeitsbelastung vieler
WSA-Mitglieder.

Die zweite wichtige Neuerung ermöglicht es, daß entweder eine „Gruppe"
oder eine im Ausschuß vertretene „Gruppierung des wirtschaftlichen und sozia-
len Lebens", welche bei einer dem Plenum vorgelegten Vorlage eine „abwei-
chende, aber in sich geschlossene Auffassung" vertritt, nach „Abschluß einer na-
mentlichen Abstimmung" ihre Haltung zum Beratungsgegenstand kurz erläutert
und diese Erklärung dann der Stellungnahme des WSA beigefügt wird23. Damit
trägt der Ausschuß dem Sachverhalt Rechnung, daß zwar ein hohes Maß an
Konsensfähigkeit und einstimmige Beschlußfassung wünschenswert sind, aber
nicht um den Preis von Kompromissen, die nur durch die Aufgabe von grundle-
genden Positionen einzelner ,Gruppen' oder ,Gruppierungen' zu erreichen
sind24.

Zwei Initiativen des WSA, deren politisches und publizistisches Echo beacht-
lich waren, verdienen es, besonders hervorgehoben zu werden: Die „Konferenz
über die Probleme der Erweiterung" und das „Kolloquium über die Landwirt-
schaft".

Am 26.121. Juni veranstaltete der WSA die Erweiterungskonferenz, an der
der amtierende Ratspräsident Zamberletti, der für die Beitrittsverhandlungen
zuständige Generaldirektor der Kommission Spaak, die maßgebenden Vertreter
der wichtigsten transnationalen Verbandszusammenschlüsse der Neunerge-
meinschaft - Union der Industrien der EG (UNICE), Europäischer Gewerk-
schaftsbund (EGB), Ausschuß der berufsständischen landwirtschaftlichen Or-
ganisationen der EG (COPA) - sowie zahlreiche Verbände aus den beitrittswil-
ligen Ländern Griechenland, Spanien und Portugal teilnahmen.

Auf der Basis früherer Ausschußarbeiten wurde über alle mit der Erweiterung
zusammenhängenden, vielgestaltigen Probleme, ihre Auswirkungen auf die ver-
schiedenen Wirtschaftssektoren sowie die Konsequenzen für die Außenbezie-
hungen und die institutionelle Entwicklung der Gemeinschaft diskutiert. Die
Konferenz, welche die politische Notwendigkeit der Süderweiterung bestätigte,
verstand sich als Beitrag zur unumgänglichen Suche nach Möglichkeiten zur
Überwindung der mit dem Beitritt verbundenen Schwierigkeiten25.
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Am 11./12. September organisierte der WSA in Zusammenarbeit mit der
Kommission ein europäisches Kolloquium zum Thema „Bauwirtschaft und
Wachstum", bei dem Vertreter der Kommission, des WSA sowie der wichtigsten
nationalen und europäischen Organisationen der Bauwirtschaft die entscheiden-
de Rolle dieses Sektors hervorhoben, die ihm bei der Wiederbelebung der Wirt-
schaft in der EG zukommt. Damit die Bauwirtschaft erneut „Motor des Wirt-
schaftswachstums" werden könne, betonten die Teilnehmer die Notwendigkeit
einer Gemeinschaftsinitiative für diesen Wirtschaftssektor26.

Für den WSA zeigten sich bei diesem Kolloquium neue Perspektiven der Ko-
operation mit der Kommission. Auch die „Erneuerung der Beziehungen zum
Europäischen Parlament" sowie der Versuch, eine „direktere und angemessene-
re Form des Kontakts mit den Ständigen Vertretern" zu entwickeln, machen
deutlich, daß das ständige Bemühen um eine Intensivierung der interinstitutio-
nellen Kontakte ein wesentliches Kennzeichen der Präsidentschaft Vannis war27.

Zum ersten Mal in der Geschichte der Gemeinschaft und etwa ein Jahr nach
der Direktwahl, wurde mit Simone Veil ein Präsident des Europäischen Parla-
ments (EP) im WSA empfangen. Nach positiven Erfahrungen mit einer schritt-
weisen Verbesserung der Kontakte28, wurde die Absicht betont, die Zusammen-
arbeit unter Wahrung der Autonomie und des Eigencharakters beider Institutio-
nen weiter zu vertiefen und insbesondere besser zu koordinieren29.

Die enge Kooperation zwischen WSA und EP bewährte sich bei einem Treffen
zwischen Vertretern der wirtschaftlichen und sozialen Kreise der EG und einiger
AKP-Staaten, welches unter der „Schirmherrschaft der Beratenden Versamm-
lung AKP/EWG" stattfandso.

Häufige Kontakte zu den Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten der EG
hatten zum Ziel, die Aufmerksamkeit des Rates auf die dem WSA besonders
wichtig scheinenden Stellungnahmen zu lenken31.

Neben den bisher genannten Kontakten gab es Gespräche auf höchster Ebene
mit verschiedenen Mitgliedern des Rates, den Fraktionen des EP, verschiedenen
transnationalen Verbandszusammenschlüssen — UNICE, EGB, COPA, Büro
der Verbraucherverbände der EG (BEUC) u.a. —, den nationalen Wirtschafts-
und Sozialräten sowie einer Vielzahl nationaler Verbände, europäischer und in-
ternationaler Organisationen. Intensive Gespräche wurden auf politischer - und
Verbandsebene mit Vertretern der beitrittswilligen Länder geführt, insbesonde-
re im Rahmen von offiziellen Besuchen des Präsidenten in Griechenland und
Portugal32.

Was die 112 Stellungnahmen und Studien des Ausschusses im Berichtszeit-
raum anbelangt, so fällt auf, daß die Vorarbeiten für fast zwei Drittel aller Stel-
lungnahmen von drei Fachgruppen geleistet wurden. Die Fachgruppe Land-
wirtschaft' trug nicht nur dem hohen Vergemeinschaftungsgrad und Regelungs-
bedarf der Landwirtschaftspolitik Rechnung, sondern auch der im letzten Jahr
intensiv geführten Diskussion über eine Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik
(Stellungnahmen zur Anpassung der GAP durch Herstellung eines besseren
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Marktgleichgewichts und zur Neuregelung für die Getreide-Substitutionspro-
dukte)33.

Für die Fachgruppe Industrie. . .'waren die Weiterentwicklung des Gemein-
samen Marktes durch den Abbau von Handelshemmnissen und die Angleichung
von Wettbewerbsbedingungen, für die Fachgruppe ,Umweltschutz. . .' das zu-
nehmende Gewicht von Fragen des Umwelt- und Gesundheitsschutzes, für bei-
de Fachgruppen die Anstrengungen der Kommission zur Angleichung der natio-
nalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften Gründe für das häufige Tätigwer-
den.

In der für den WS A besonders wichtigen Sozialpolitik wurden nicht nur die be-
grenzten „Bemühungen der Gemeinschaft im sozialen Bereich", sondern auch
die Tatsache spürbar, daß die Mandatsperiode der Kommission Ende des Jahres
auslief34. Unter den relativ wenigen, verabschiedeten Stellungnahmen läßt sich
am Beispiel derjenigen zum „Schutz der Arbeitnehmer gegen Bleigefährdung"35

zeigen, wie fragwürdig es ist, „Stellungnahmen mit überwiegend technischem
Charakter" gegenüber „ Stellungnahmen zu globalen Fragen"36 als zweitrangig
zu qualifizieren. Gerade Stellungnahmen der ersten Art, von denen — wie im ge-
nannten Beispiel — meistens sehr viele Menschen unmittelbar betroffen sind, ha-
ben oft einen größeren Einfluß als solche zu rein politischen Fragen37.

Eine wichtige Leistung des WSA als „sachverständiges Konsultativorgan"38

lag auch 1980 gerade darin, Mängel der Kommissionsvorschläge hinsichtlich ih-
rer praktischen Durchführung zu erkennen, auf die Konsequenzen unklarer
Definitionen hinzuweisen oder die Wahl eines wirksameren Rechtsinstruments
zu empfehlen39.

Insgesamt gesehen war die Konsensfähigkeit der ,Gruppen' des Ausschusses
recht groß: Weit über die Hälfte aller Stellungnahmen wurde einstimmig verab-
schiedet; bei den restlichen Abstimmungen gab es meist sehr große, auf jeden
Fall eindeutige Mehrheiten.

Am größten war der Konsens bei den von den Fachgruppen ,Energie und
Atomfragen' und ,Regionale Entwicklung' vorbereiteten Stellungnahmen und
Studien; sie wurden alle einstimmig verabschiedet. Es spricht einiges dafür, dar-
in ein Indiz für den hohen Stellenwert zu sehen, den der Ausschuß diesen beiden
Politikbereichen zuschreibt; denn außerordentlich engagiert kritisiert er den
Mangel an gemeinschaftlicher Solidarität, der bei energie- und regionalpoliti-
schen Fragen immer wieder deutlich wird40. Insbesondere die Regionalpolitik
muß durch „integrierte Aktionsprogramme" einen wirkungsvolleren Beitrag zur
Beseitigung der innergemeinschaftlichen Ungleichgewichte leisten41.

So einhellig das Ziel einer konvergenteren Gemeinschaftsentwicklung be-
schworen wurde, so unüberbrückbar waren die Gegensätze zwischen den Grup-
pen' des WSA zum Thema „Umverteilung der Arbeit". Die zur Erarbeitung ei-
ner Initiativstellungnahme zu dieser Frage eingesetzte Studiengruppe wurde auf
Antrag der Gruppe II aufgelöst42.

Versucht man, die Tätigkeit des WSA im Jahre 1980 abschließend zu bilanzie-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1980 101



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

ren, so kann man feststellen, daß der Ausschuß bei seinen Bemühungen um
Festigung seiner Rolle im Institutionengefüge der Gemeinschaft nicht erfolglos
war, wobei aber die Fortschritte, etwa die Intensivierung der Kontakte zu den
anderen Gemeinschaftsinstitutionen, nicht überschätzt werden sollten43.

Die Gruppe III hat, trotz der im Berichtsjahr von Gruppenmitgliedern konsta-
tierten mangelnden Kohärenz44, in einer Reihe von Fragen erfolgreich zwischen
den Sozialpartnern vermitteln können. Damit wurde erneut deutlich, daß das
von Gewerkschaftsseite propagierte Ziel einer paritätischen Besetzung des Aus-
schusses seinen Charakter grundlegend verändern würde45.

Im Jahre 1981 wird es zunächst einmal darauf ankommen, die jüngsten Ände-
rungen der Geschäftsordnung in der praktischen Arbeit des Ausschusses mit Le-
ben zu erfüllen. Dabei wird der WSA jedoch die Reformziele einer früheren Be-
fassung und einer weiteren Verbesserung seiner Arbeitsmethoden nicht aus den
Augen verlieren46.

Was das Selbstverständnis des Wirtschafts- und Sozialausschusses anbelangt,
so bleibt abzuwarten, ob und mit welchem Erfolg er weiterhin versuchen wird,
nicht nur den Erwartungen gerecht zu werden, die an ihn als „technisches Or-
gan" gestellt werden, sondern darüber hinaus die vom scheidenden Ausschuß-
präsidenten Vanni nachdrücklich verfochtene „politische Rolle" in der EG zu
spielen47.
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